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Antrag 

der Fraktion der SPD 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Gesetzes 
über die Einrichtung eines Bundeskriminalpolizeiamtes 
(Bundeskriminalamtes) 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 


Artikel 1 

Das Gesetz über die Einrichtung eines Bundes- 
kriminalpolizeiamtes (Bundeskriminalamtes) vom 
8. März 1951 (Bundesgesetzbl. I S. 165) wird wie 
folgt geändert: 

§ 4 erhält folgende Fassung: 

-,§ 4 

(1) Die vorbeugende Verbrechensbekämpfung 
und die Verfolgung strafbarer Handlungen blei- 
ben Sache der Länder. 

(2) Das Bundeskriminalamt nimmt jedoch die 
polizeilichen Aufgaben auf dem Gebiet der Straf- 
verfolgung selbst wahr, wenn 

a) eine zuständige Landesbehörde darum 
ersucht oder 

b) der Bundesminister des Innern es aus 
schwerwiegenden Gründen anordnet 
oder 


c) ihm der Generalbundesanwalt oder der 
Untersuchungsrichter beim Bundesge- 
richtshof einen Auftrag erteilt (§§ 161, 
189 StPO). 

(3) Die Landesregierung ist unverzüglich zu be- 
nachrichtigen, wenn das Bundeskriminalamt poli- 
zeiliche Aufgaben auf dem Gebiet der Strafver- 
folgung gemäß Absatz 2 Buchstaben a und b wahr- 
nimmt. 

(4) In den Fällen des Absatzes 2 kann das Bun- 
deskriminalamt den zuständigen Landeskriminal- 
ämtern {§ 3 Abs. 1) Weisungen für die Zusammen- 
arbeit geben. Die zuständige Landesregierung ist 
hiervon in den Fällen des Absatzes 2 Buchstaben a 
und b unverzüglich zu benachrichtigen." 

Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Uberleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

Artikel 3 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 


Bonn, den 4. Februar 1969 


Schmidt (Hamburg) und Fraktion 
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Begründung 


Das von der SPD-Fraktion angeregte Hearing am 
24. Oktober 1968 zur Verbrechensbekämpfung hat 
deutlich gemacht, daß das im Jahre 1950 verabschie- 
dete Gesetz über die Einrichtung eines Bundes- 
kriminalpolizeiamtes novelliert und den heutigen 
Erfordernissen angepaßt werden muß. Da eine Re- 
gierungsvorlage nicht mehr rechtzeitig vor Ablauf 
der Legislaturperiode zu erwarten ist, ergreifen nun- 
mehr die Fraktionen des Bundestages die Initiative. 

Der vorliegende Antrag der SPD-Fraktion be- 
schränkt sich darauf, zunächst die Ermittlungsmög- 
lichkeiten des Generalbundesanwaltes zu verbes- 
sern. Soweit der Generalbundesanwalt für die Ver- 
folgung von Straftaten zuständig ist, soll die Siche- 
rungsgruppe des Bundeskriminalamtes ihm als zen- 
trales Ermittlungsorgan zur Verfügung stehen und 
zu diesem Zweck auch mit den für eine erfolgreiche 
Ermittlungstätigkeit erforderlichen exekutiven Be- 
fugnissen ausgestattet werden. Die Notwendigkeit 
einer solchen Regelung ist heute unbestritten. 


Die SPD-Bundestagsfraktion wird in den folgenden 
parlamentarischen Beratungen auch allen über ihren 
Gesetzentwurf hinausgehenden Reformvorschlägen 
aufgeschlossen gegenüberstehen, soweit diese einer 
größeren Wirksamkeit der Verbrechensbekämpfung 
dienen. Angesichts der Bedeutung, die der Zustän- 
digkeitsverteilung im kriminalpolizeilichen Bereich 
zukommt, hält die SPD-Fraktion jedoch zunächst 
eine gründliche Diskussion des Gesamtkomplexes in 
den Ausschüssen für notwendig. Dabei ist insbeson- 
dere auch die Frage der Zuordnung des Bundes- 
kriminalamtes zu den Staatsanwaltschaften der Län- 
der und des Bundes für den Fall einer weiteren 
Übertragung polizeilicher Befugnisse auf das Bun- 
deskriminalamt zu klären. 

Mit diesem Antrag ist ein Ansatzpunkt für die 
sorgfältige Prüfung aller das Bundeskriminalamt be- 
treffenden Probleme gegeben, die auch eine Abstim- 
mung mit den Länderinnenministern sowie den 
Justizministern einschließen muß. 
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